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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Die Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), welche für systemrelevante Banken eine
Eigenkapitalquote von mindestens 10 Prozent der nichtrisikogewichteten Aktiven
forderte, war in der Herbstsession 2015 Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Die
Beratung erfolgte zusammen mit zwei weiteren Motionen der SP- (Mo. 13.3743) und der
SVP-Fraktion (Mo. 13.3740), welche beide mit den Forderungen nach einem
Trennbankensystem ebenfalls die «Too-big-to-fail»-Problematik tangierten.
Leutenegger-Oberholzer stützte sich auf internationale wissenschaftliche Literatur und
erachtete sowohl die gegenwärtige Eigenkapitalquote von 3.2 Prozent als auch die von
der SVP bevorzugte Quote von 6 Prozent als ungenügend. Obschon die Motionärin
hervorhob, dass sie eine ungewichtete Kapitalquote von 10 Prozent der Aktiven
weiterhin als notwendig und erstrebenswert erachte, zog sie die Motion mit der
Begründung zurück, dass sie durch diesen taktischen Rückzug negative Signale  in
dieser Debatte durch einen ablehnenden Entscheid verhindern wolle. 1

MOTION
DATUM: 24.09.2015
CATALINA SCHMID

Makroprudenzielle Regulierung

In der Herbstsession war die „Too big to fail”-Problematik auch
Verhandlungsgegenstand im Nationalrat. Drei bereits im Jahr 2013 eingereichte
Motionen nahmen sich des Themas an. Ins gleiche Horn wie eine von der SVP-Fraktion
eingereichte Motion stiess auch die SP mit ihren zwei Motionen, die zum einen
ebenfalls ein Trennbankensystem und zum anderen eine Erhöhung der Leverage Ratio
auf 10% (Mo. 13.3744) verlangten. Der Bundesrat hatte sich gegenüber diesen
Vorstössen in seiner Stellungnahme ablehnend gezeigt und sie dem Parlament zur
Ablehnung empfohlen. Er hatte dabei auf die 2011 ergriffenen Massnahmen verwiesen,
die den Banken verschärfte Anforderungen im Bereich Eigenmittel und
Organisationsstruktur auferlegt hatten. Im Zuge dieser Debatte sei auch über die
Einführung eines Trennbankensystems diskutiert, aufgrund mangelnder Zielführung
jedoch nicht umgesetzt worden. Zudem hatte die Regierung dafür plädiert, den im
Frühling 2015 erscheinenden Evaluationsbericht zur „Too big to fail“-Vorlage
abzuwarten und auf ein vorschnelles Vorgehen zu verzichten.
Die Sozialdemokraten erachteten zwar eine ungewichtete Kapitalquote von 10% der
Aktiven weiterhin als langfristig erstrebenswert, insbesondere mit Blick auf den
unterdessen erschienenen Evaluationsbericht, der die bisher getroffenen Massnahmen
als nicht ausreichend taxierte. „Weil ich keine negativen Signale durch einen negativen
Entscheid von heute haben will“ (Leutenegger Oberholzer, (BL)) zog die Sprecherin der
SP-Fraktion die Motion, mit welcher sie eine solche Leverage Ratio gefordert hatte, aus
taktischen Gründen zurück. Somit kam nur noch das ein Trennbankensystem fordernde
Geschäft zur Abstimmung. Eine unheilige Allianz, bestehend aus dem linksgrünen Lager
und der SVP, verhalf diesem Geschäft gegen den Willen der Mitte und des Bundesrats
mit 93 zu 65 Stimmen zum Durchbruch. 2

MOTION
DATUM: 24.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Nationalbank

Le postulat déposé par Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL), puis repris par Beat
Jans (ps, BS), soulève la thématique de la création d’une monnaie centrale
électronique. Avec les récentes évolutions dans la cryptofinance, l’idée de la création
de comptes numériques privés auprès des banques centrales agite la sphère
financière internationale. La Banque nationale suisse (BNS) n’échappe pas au débat. 
Le Conseil fédéral a proposé d’adopter le postulat. De plus, il souhaite que cette
problématique soit abordée conjointement au rapport sur le postulat 18.3159 qui étudie
la faisabilité et les enjeux de la création d’un cryptofranc. 
Le postulat a été combattu par Michaël Buffat (udc, VD). Il estime, de son côté, que la
création de comptes pour les personnes privées n’entre pas dans le mandat de la BNS.
Il relève notamment le rejet de l’initiative Monnaie pleine qui, selon lui, démontre que
le peuple ne veut pas que la banque nationale dévie de ses prérogatives actuelles. 
Au final, le postulat a été rejeté par 92 voix contre 82 et 17 abstentions. Une alliance du

POSTULAT
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Parti socialiste, des verts et du PDC n’a pas suffi pour faire pencher la balance. Elle n’a
été rejointe que par 5 libéraux-radicaux, alors que 13 membres du parti se sont
abstenus. 3

Banken

Die Verbesserung des Einlegerschutzes fand im Parlament Zustimmung. Der Ständerat
wünschte aber mehr Transparenz über die Sicherheit dieser Einlagesicherung bei jeder
einzelnen Bank. Im Nationalrat versuchte die SP erfolglos, die Verbesserung des
Anlegerschutzes mit einer Konjunkturvorlage zu verbinden. Ihr Antrag, zur Stützung der
Kaufkraft der Bevölkerung die Familienzulagen zu erhöhen, unterlag mit 113 zu 57
Stimmen. Die von der kleinen Kammer eingeführte detaillierte Deklarationspflicht für
die Sicherheit der Rückstellungen lehnt er als nicht praktikabel ab. In der
Differenzbereinigung beharrten zuerst beide Kammern auf ihrer Version bezüglich der
Transparenz der Rückstellungen, dann gab der Ständerat nach. In der
Gesamtabstimmung nahmen beide Kammern die Teilrevision des Bankengesetzes
einstimmig an. Sie wurde gestützt auf Art. 165 Abs.1 BV für dringlich erklärt und auf den
20. Dezember, befristet bis Ende 2010 in Kraft gesetzt.
Zudem wurden zwei Motionen Bischof (cvp, SO) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL),
die ebenfalls die Verbesserung des Einlegerschutzes forderten, vom Nationalrat
angenommen 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2008
HANS HIRTER

Mit dem Argument, dass mit den im Herbst des Vorjahres beschlossenen dringlichen
Massnahmen die Forderungen der beiden vom Nationalrat gutgeheissenen Motionen
Bischof (cvp, SO) und Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für einen Ausbau des
Einlegerschutzes erfüllt seien, lehnte der Ständerat diese ab. Der Bundesrat gab im
Herbst einen Entwurf für die definitive Einführung dieses bis Ende 2010 gültigen
verbesserten Einlegerschutzes in die Vernehmlassung. Die Banken, unterstützt von den
bürgerlichen Parteien, waren mit der dauerhaften Erhöhung der Garantiesumme auf
100'000 Franken je Einleger zwar einverstanden. Sie lehnten aber den Antrag ab, die
Gesamtsumme der von den Banken vorzunehmenden Rückstellungen von 6 auf 9,75
Mia. Franken zu erhöhen und in einem staatlichen Fonds zu sammeln. Auch die
kantonalen Finanzdirektoren sprachen sich gegen die als unverhältnismässig kritisierten
Vorschläge aus. 5

MOTION
DATUM: 27.05.2009
HANS HIRTER

Nachdem die kleine Kammer ihrer Kommission gefolgt war und Festhalten beschlossen
hatte, tat es ihr der Nationalrat gleich und schickte die Vorlage in die
Einigungskonferenz. Diese beschloss mit 14 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung, den
Staatsvertrag nicht dem Referendum zu unterstellen. Während der Ständerat der
Einigungskonferenz diskussionslos folgte, stellte Nationalrätin Leutenegger Oberholzer
(sp, BL) im Namen der SP-Fraktion Antrag auf Ablehnung. Mit 39 Stimmenthaltungen
(knapp die Hälfte ihres Stimmenpotenzials) verhalf die SVP, welche die Unterstellung
des Vertrags unter das Referendum vorerst unterstützt hatte, dem Geschäft schliesslich
zum Durchbruch: Nicht ohne darauf hinzuweisen, dass ihr die Abwendung des
Planungsbeschlusses mit seiner Boniregelung politisch wichtiger gewesen war als die
Ablehnung des Staatsvertrags. Allerdings hatte die SVP ihre Zustimmung bereits vor der
Debatte auch mit der Bedingung verknüpft, das fakultative Staatsvertragsreferendum
neu zu regeln. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Juni 2011 kam erstmals die Teilrevision des Bankengesetzes zur Beratung in den
Ständerat (Erstrat). Bereits Ende September konnte sie, trotz mehrmaliger
Differenzbereinigung und Einsetzung einer Einigungskonferenz, verabschiedet werden.
Dies ist vor allem auf ihre relative Dringlichkeit zurückzuführen. Ebenso war
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf bestrebt, das Geschäft noch derselben
Bundesversammlung vorzulegen, welche die UBS-Rettung im Winter 2008 abgesegnet
hatte. Eine 2010 vom Nationalrat angenommene Motion zur Begrenzung der von den
Grossbanken ausgehenden volkswirtschaftlichen Risiken wurde mit Hinweis auf den
nun vorliegenden Revisionsentwurf vom Ständerat abgelehnt.

Der Entwurf zum revidierten Bankengesetz umfasste verschärfte Vorschriften für
systemrelevante Banken. Dabei orientierte er sich stark am „Schlussbericht der
Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen Risiken durch

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2011
FABIO CANETG
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Grossunternehmen“ von 2010. Dieser umfasste in groben Zügen verschärfte
Eigenkapitalvorschriften, strengere Liquiditätsbestimmungen und organisatorische
Regelungen. 

Im Hinblick auf die Eigenkapitalanforderungen wurde diskutiert, ob die vom Bundesrat
festzulegenden Standards für alle systemrelevanten Einzelinstitute einer Bank oder nur
für deren Gruppenstufe, die alle Einzelinstitute rechtlich umfasst, gelten soll. Von
bürgerlicher Seite wurde bemängelt, dass die Gruppenstufe übermässig belastet würde,
wenn die Regelungen von allen Einzelinstituten zu erfüllen wären. Nach dem Willen des
Bundesrats wären entsprechende Kapitalforderungen an die Gruppenstufe als
maximale gesetzliche Anforderung zu verstehen (im Gespräch waren 19% der
risikogewichteten Aktiven, was in der Verordnung präzisiert werden wird). Trotzdem
sollen die Regeln grundsätzlich auch für die Einzelinstitute gelten. Dies, damit im
Krisenfall, wenn möglicherweise vorhandene Aktiven der Konzernebene durch das
Ausland blockiert würden, auch im Inland (das heisst auf Stufe
Stammhaus/Einzelinstitut) genügend Vermögen zur Abfederung von Schocks zur
Verfügung stünde. Um dieses doppelte Verständnis der Regelung durchzusetzen, sieht
die Vorlage bei Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften für die betreffenden
Unternehmen Rabatte in Form von tieferen Eigenkapitalanforderungen vor. Eine
explizite Einschränkung der Bestimmungen auf die Gruppenstufe wurde deshalb
verworfen. Die genannten Rabatte sollten gemäss bundesrätlichem Entwurf durch die
Finma gewährt werden. Eine entsprechende „kann“-Formulierung wurde von der
Bundesversammlung in eine zwingende Bestimmung umgewandelt. Dies gegen den von
der SP und den Grünen unterstützten Antrag Leutenegger Oberholzer (sp, BL), der den
Spielraum für die Finma möglichst gross halten wollte. Auch nicht durchzusetzen
vermochte sich der Antrag der Linken, eine explizite Eigenkapitalquote von 5% oder
10% der nicht-risikogewichteten Aktiven vorzuschreiben. Bürgerliche argumentierten
gemeinsam mit dem Bundesrat, dass eine solche Vorschrift zu erheblichen
Wettbewerbsnachteilen für die Schweizer Grossbanken im internationalen Umfeld
führen würde und dass die Höhe der ungewichteten Eigenkapitalquote in der
Verordnung zu treffen sei. 

Im Zusammenhang mit den Eigenkapitalvorschriften wurde auch die Besteuerung der an
das Eigenkapital anrechenbaren Anleihen diskutiert. Dazu zählen die
Spezialwandelanleihen, die sogenannten Coco-Bonds (contingent convertible bonds),
die bei Unterschreitung einer gewissen Eigenkapitalquote in Eigenkapital gewandelt
werden. Um die Etablierung eines schweizerischen Markts für Coco-Bonds zu
unterstützen, schlug der Bundesrat vor, Obligationen und Geldmarktpapiere von der
Stempelsteuer zu befreien. Dies soll eine Ungleichbehandlung der
Spezialwandelanleihen, die neu ohne Stempelsteuer vorgesehen sind, und
Obligationen/Geldmarktpapieren, für welche die Stempelsteuerpflicht gilt, verhindern.
Von der Linken vorgebrachte Minderheitsanträge gegen dieses Ansinnen wurden
abgelehnt. Zusätzlich beantragte die nationalrätlichen Wirtschaftskommission (WAK-
NR), die Zinsen der Spezialwandelanleihen und der Obligationen mit Forderungsverzicht
(beide ans Eigenkapital anrechenbar) während fünf Jahren von der Verrechnungssteuer
zu befreien. Damit soll den Banken ein Anreiz gegeben werden, solche Anleihen in der
Schweiz auszugeben. Dieses Ansinnen wurde vom Ratsplenum unterstützt. Dagegen
argumentierte der Bundesrat, dass die Verrechnungssteuer als Sicherungssteuer
beibehalten werden müsse. Weiter könnte ein allgemeiner Umbau der
Verrechnungssteuer bereits per 2013 vollzogen werden; eine Spezialregelung zu diesem
Zeitpunkt sei deshalb nicht angezeigt. Der Ständerat folgte der bundesrätlichen
Argumentation und setzte sich in der Einigungskonferenz gegen den Nationalrat durch. 

Die Bestimmungen zu strengeren Liquiditätsvorschriften wurde beinahe diskussionslos
dem Bundesrat via Verordnungsstufe überlassen. 

Betreffend die organisatorischen Regeln für systemrelevante Banken wichen die Räte
vom Entwurf ab. Dieser sah vor, dass Banken präventiv eine Organisationsstruktur zu
schaffen hätten, welche die Weiterführung der systemrelevanten Funktionen im
Insolvenzfall gewährleisten würde. Die Räte verlangten schliesslich lediglich das
Vorliegen eines verbindlichen Notfallplans, der im drohenden Insolvenzfall die
Abspaltung von systemrelevanten Abteilungen ermöglicht. Die Ratslinke hatte mit dem
bundesrätlichen Vorschlag sympathisiert, konnte sich aber nicht durchsetzen. Ebenso
unterlag die Forderung der Grünen Partei nach einem Verbot von Wertschriftenhandel
für Banken, die Publikumseinlagen entgegennehmen. Faktisch wäre dadurch eine
rechtliche Trennung von verschiedenen Bankabteilungen bewirkt worden. Ein ähnlicher,
aber abgeschwächter Vorschlag der SVP (Trennbankensystem, Holdingstruktur), wurde
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mit dem Hinweis abgelehnt, dass auch in einer Holdinggesellschaft Beistandspflichten
unter den Einzelinstituten bestanden hätten. Das Ziel der SVP – die Verhinderung von
ausländischen Durchgriffen auf Schweizer Vermögen im Fall einer drohenden Insolvenz
eines ausländischen Einzelinstituts – wäre mit einer solchen Regelung nicht erreicht
worden, argumentierten die Gegner. Weiter wurde eine entsprechende
organisatorische Vorschrift als unverhältnismässig und damit unvereinbar mit dem
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit erachtet. 

Ebenfalls diskutiert wurde die Zuständigkeit für die Bezeichnung von systemrelevanten
Banken. Mit dem Hinweis, dass der Bundesrat in dieser Sache keine politische
Entscheidung wünsche, wurde ein Mehrheitsantrag der WAK-NR, der dem Bundesrat
die Kompetenz zur Bezeichnung von systemrelevanten Banken überlassen wollte,
abgelehnt. Ein ähnlich lautender Minderheitsantrag ihrer Schwersterkommission wurde
ebenfalls abgelehnt. Die Räte übertrugen die entsprechende Kompetenz schliesslich an
die SNB.

Die Teilrevision des Bankgesetzes wurde auch genutzt, um parteipolitische Akzente zu
setzen. So schlug die SP vor, das Vergütungssystem für systemrelevante Banken
generell und unabhängig von einer allfälligen staatlichen Unterstützung zu
reglementieren. Anträge auf Ausschüttung von maximal 50% des Fixlohns als variable
Entschädigung sowie Ausschüttungsrestriktionen, wonach mindestens 60% des Lohns
in Aktien der Unternehmung auszuzahlen seien, wurden mit Verweis auf die
Wirtschaftsfreiheit und die Unverhältnismässigkeit dieser Eingriffe von den
bürgerlichen Parteien abgelehnt. 

Ein Minderheitsantrag, der die Abgeltung der faktischen Staatsgarantie durch
systemrelevante Banken forderte, wurde ebenfalls verworfen. Die Bundesversammlung
zog es vor, die Wahrscheinlichkeit einer erneuten staatlichen Bankenrettung mittels
erhöhter Eigenkapital- und Liquiditätsanfoderungen zu verringern. Die bürgerlichen
Gegner des Minderheitsantrags hielten zudem fest, dass die neuen Regelungen
bezüglich Organisationsstruktur (Notfallplan) den Konkurs einer systemrelevanten Bank
ermöglichten. Damit falle der vormals bestehende Vorteil der impliziten Staatsgarantie
für systemrelevante Banken weg. 

In der Einigungskonferenz legten sich die Räte darauf fest, dass die bundesrätliche
Verordnung mit den konkreten Anforderungen an die systemrelevanten Banken bei
erstmaligem Erlass der Bundesversammlung zur Genehmigung vorgelegt werden
müsse. Der Ständerat hatte dies mit dem Hinweis auf mögliche Schwierigkeiten bei
gerichtlicher Überprüfung der Verordnung auf Gesetzmässigkeit stets abgelehnt,
müssten so doch die Gerichte entscheiden, ob bei Verletzung des
Gesetzmässigkeitsgebots ebendieses Gebot oder das Plazet des Parlaments höher zu
gewichten wären. Die Befürworter einer Genehmigung der erstmals erlassenen
Verordnung durch die Bundesversammlung (im Nationalrat: SVP, FDP, BDP, grosse Teile
der CVP) argumentierten, dass wichtige Eckpunkte der Vorlage erst in der Verordnung
festgelegt würden, wozu sich das Parlament äussern können müsse. Die
Vernehmlassungsfrist für die Verordnung zum Bankengesetz wird im Januar 2012
ablaufen. Danach werden die Räte über die Verordnung befinden. 7

Im Zuge der Verabschiedung des Steueramtshilfegesetzes wurden verschiedene
parlamentarische Vorstösse erfüllt oder aufgrund ihrer Hinfälligkeit vom Zweitrat
abgelehnt. Dazu zählte eine 2010 vom Nationalrat angenommene Motion Leutenegger
Oberholzer, die eine Beschleunigung der internationalen Amtshilfeverfahren gefordert
hatte und 2012 vom Ständerat ohne Gegenantrag abgelehnt wurde.  Das von der FDP-
Liberalen Fraktion mittels parlamentarischer Initiative vorgebrachte, von beiden
Kommissionen 2011 gut geheissene Begehren, wonach Amtshilfe nur im individuellen
Amtshilfeverfahren erlaubt sein sollte, nicht aber in Form eines automatischen
Informationsaustauschs wurde im bundesrätlichen Entwurf zum Steueramtshilfegesetz
aufgenommen, dann aber in der Detailbehandlung aufgegeben. 8

MOTION
DATUM: 29.05.2012
FABIO CANETG
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In Sachen Finanzplatzkrise verdient folgendes Geschäft Erwähnung:  Im Nationalrat
wurde ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp; BL) überwiesen, das einen Bericht zu
den Entwicklungsmöglichkeiten des Schweizer Finanzplatz unter den geänderten
Rahmenbedingungen, insbesondere der angekündigten Weissgeldstrategie, forderte. 9

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
FABIO CANETG

Obwohl noch nicht im Parlament behandelt, entbrannte ob einer Motion Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) eine intensive vorparlamentarische Diskussion. Das Begehren
forderte für Banken eine Eigenkapitalquote von mindestens 10% der
nichtrisikogewichteten Aktiven, also eine deutliche Verschärfung der damals gültigen
Regeln. Am 30. Oktober publizierte der Bundesrat seine Stellungnahme, in der er
festhielt, dass er 2015 ohnehin zur Überprüfung der Auswirkungen der „Too-big-to-fail“
Massnahmen verpflichtet sei. Eine selektive Anpassung der erst 2011 erlassenen
Regelungen erachtete er deshalb als verfrüht. Zudem äusserte er sich gegenüber der
geforderten Eigenmittelhöhe kritisch. Eine ungewichtete Eigenkapitalquote von 10%
würde allein die beiden Grossbanken (UBS und CS) zu einer „massiven“
Kapitalaufstockung von mindestens CHF 150 Mia. zwingen, schrieb die Landesregierung.
Drei Tage nach dieser Stellungnahme erklärte Finanzministerin Widmer-Schlumpf
jedoch öffentlich: „Wir müssen uns Gedanken darüber machen, ob wir die
Eigenkapitalbasis nicht weiter verstärken müssen (...). Derzeit spricht man von 6 bis 10
Prozent [ungewichteter Eigenkapitalquote, die Red.]“. Tatsächlich vertraten mehrere
namhafte Ökonomen die Haltung, dass die Eigenmittelbestimmungen verschärft werden
sollten. Bürgerliche Politiker/innen kritisierten Widmer-Schlumpfs Äusserungen (die
mitunter zu starken Kursrückschlägen bei UBS- und CS-Aktien führten) scharf. Am
Jahresende war nicht klar, ob die Politik einer erneuten Verschärfung der
Eigenmittelbestimmungen zustimmen würde. Die Motion Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) wird voraussichtlich 2014 von den Räten behandelt. 10

MOTION
DATUM: 30.10.2013
FABIO CANETG

Nachdem der Nationalrat bereits 2013 zwei Motionen von SVP und Grünen zur
Aufspaltung von Grossbanken angenommen hatte, kamen die beiden Begehren 2014 in
die Kleine Kammer. Die Motion Baader (svp, BL) forderte etwas konkreter, dass das
Investmentbanking der Grossbanken von den für die Schweiz systemrelevanten
Funktionen zu trennen sei, während die Motion Schelbert (gp, LU) lediglich die nötigen
Schritte forderte, ein funktionales und territoriales Trennbankensystem einzuführen.
Der Bundesrat lehnte beide Begehren ab. Er verwies mitunter auf den Bericht der
Expertenkommission zur Grossbankenregulierung von 2010: Die Expertinnen und
Experten hatten damals ein Trennbankensystem wegen der Konzernhaftung als nicht
zielführend abgelehnt. Zudem erachtete die Landesregierung den 2011 eingeschlagenen
Weg der Grossbankenregulierung als ausreichend. Diese Meinung vertrat auch die
Mehrheit der ständerätlichen Wirtschafts- und Abgabekommission (WAK-SR), weshalb
sie dem Rat ebenfalls, wenn auch knapp mit 7 zu 6 Stimmen, Ablehnung beantragte.
Gleichzeitig mit der Beratung der beiden Motionen nahm die WAK-SR ein
Kommissionspostulat an (siehe unten), das vom Bundesrat, ähnlich dem 2013
überwiesenen Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL) – dessen Bericht  im Rahmen
des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung per Frühjahr 2015 erwartet wurde
– einen Bericht zum Trennbankensystem verlangte. Weil im Ratsplenum kein
Gegenantrag zum Kommissionspostulat vorlag, war bei den Beratungen der zwei
Motionen klar, dass das Postulat überwiesen werden würde, weshalb sich die
Polparteien für eine Sistierung der Motionen aussprachen. Es wäre unklug, vor dem zu
erwartenden Bericht bezüglich Trennbankensystem (der gebündelt mit der Evaluation
zur Grossbankenregulierung vorgelegt werden sollte) über die beiden Motionen zu
entscheiden, so die Begründung. Das Argument der Gegner einer Sistierung, wonach
durch eine Ablehnung der Motionen Rechtssicherheit geschaffen werden könnte,
liessen die Polparteien nicht gelten. Im Rahmen von weiteren, bis Ende 2014 im
Nationalrat (Erstrat) noch nicht behandelten Vorstössen zum Thema Aufspaltung von
Grossbanken wäre eine erneute Diskussion um ein Trennbankensystem sowieso nicht
zu vermeiden. Die Mehrheit im Plenum liess sich von dieser Argumentation nicht
überzeugen und lehnte den Sistierungsantrag mit 24 zu 16 Stimmen ab. Noch etwas
deutlicher (mit 25 zu 12 Stimmen) entschieden die Kantonsvertreter und
Kantonsvertreterinnen darauf, die beiden Motionen abzulehnen. 11

MOTION
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG
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Ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp/ps, BL), das den Bundesrat zur Erarbeitung
eines Berichts bezüglich Weiterentwicklung des Finanzmarkts aufgefordert hatte
(überwiesen 2012), war am Jahresende formell im EFD hängig. 12

POSTULAT
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG

Bien que l’acceptation de l’initiative Minder contre les rémunérations abusives ait
renforcé le poids décisionnel des actionnaires, Susanne Leutenegger Oberholzer (ps,
BL) demande au Conseil fédéral d’interdire les bonus et de plafonner les salaires des
cadres dans les banques d’importance systémique. Elle estime qu'étant donné que les
banques d'importance systémique bénéficie d'une garantie indirecte de l'Etat, une
législation plus stricte devrait leur être imposée afin qu'un minimum de risque financier
ne pèse pas sur le contribuable. Cette motion découle de la décision du Credit Suisse
de distribuer des bonus élevés malgré une perte conséquente. En mettant en exergue la
liberté qui régit notre système économique, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la
motion. En outre, il a mentionné l’adoption de l’ordonnance contre les rémunérations
abusives (ORAb) et la loi sur les banques de 2012 (loi dite loi «too-big-too-fail») pour
décrire ses actions depuis la crise financière de 2008. En chambre, la motion a été
rejetée par 129 voix contre 61. 13

MOTION
DATUM: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le scandale des Paradise Papers a mis en lumière les dérives des paradis fiscaux. L'UE a
donc établi une liste noire des pays non coopératifs. Susanne Leutenegger Oberholzer
(ps, BL) a déposé une motion pour que cette liste soit révisée. Elle estime qu'elle est
non exhaustive. 
Le Conseil fédéral a mis en avant la fiabilité de cette liste et proposé de rejeter la
motion. 
L'objet a été repris par Jacqueline Badran (ps, VD), puis classé car non traité dans les
délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de lutter contre la fraude fiscale, Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a
déposé une motion qui vise l'établissement d'un registre des ayants droit
économiques des personnes morales et des trusts. Le Conseil fédéral a estimé que les
mesures législatives prises (Mo. 17.3996, Mo. 17.3995, Po. 16.3315) à la suite des Panama
et Paradise Papers correspondaient au standard GAFI. Il a notamment cité la
modification de la loi sur le blanchiment d'argent (LBA). Au final, il a proposé de rejeter
la motion. Après avoir été repris par Ada Marra (ps, VD), l'objet a été classé faute d'avoir
été examiné dans les délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Comme les autres compagnies aériennes, Swissair a subi de plein fouet les effets des
attentats terroristes aux USA le 11 septembre. L’absorption des coûts liés à l’annulation
des vols outre-Atlantique a accentué la vulnérabilité de la compagnie suisse, qui
disposait de quasi aucune réserve. A ces répercussions immédiates est venue s’ajouter
une augmentation du prix du carburant, due à la hausse du prix du baril, et une baisse
des réservations. Conséquence directe de la crise, l’action Swissair est partie en piqué
à CHF 47 francs, soit une chute de 90% en trois ans. Devant cette situation
préoccupante, Susanne Leutenegger-Oberholzer (ps, BL) a déposé une interpellation
réclamant un débat urgent sur la question (Ip. 01.3443). Le Conseil fédéral lui a répondu
en évoquant la possibilité d’une recapitalisation, dans le cadre d’un assainissement
général, pour peu qu’il ne soit pas seul. Il a également réagi en garantissant Swissair
contre les risques de guerre et de terrorisme. Afin que les avions suisses puissent voler,
le gouvernement n’a pas eu d’autre choix que celui de suivre la position des USA, de
l’Union européenne et des autres pays qui garantissaient aux transporteurs les risques
que les assurances n’acceptaient plus de couvrir. Par contre, le Conseil fédéral l’a
refusé aux aéroports, faute de base légale. Alors que Mario Corti désirait absorber la
petite compagnie aérienne Crossair, majoritairement en possession de Swissair, en une
seule et même compagnie afin de rationaliser les coûts et regrouper les dessertes,
l’UBS et le Credit Suisse proposaient à la place un crédit relais d’un milliard de francs
réservé aux seules activités aériennes. Les banques avaient en tête pour le groupe

ANDERES
DATUM: 05.10.2001
PHILIPPE BERCLAZ

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



aérien un autre plan de restructuration nommé Phoenix, à savoir une reprise des deux
tiers des activités aériennes de Swissair par Crossair. Le reste devait être mis en faillite.
Alliant les actes aux mots, le Crédit Suisse et l’UBS ont racheté la participation de
Swissair dans Crossair (70,35%). Acculé par une dette totale de CHF 17 milliards,
Swissair Group a dû demander un sursis concordataire provisoire pour les sociétés
SairGroup, SairLines et Flightlease. 14
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